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Vorlage
an den Haushalts- und Finanzausschuss

des Landtags Nordrhein-Westfalen

Besteuerung von kommunalen Mandatsträgern als
Kleinunternehmer

Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags
Nordrhein-Westfalen am 12. März 2026

Die Fragen der Fraktion der FDP vom 18. Februar 2026 werden aufgrund
des Sachzusammenhangs zusammen wie folgt beantwortet:

Die Landesregierung misst dem kommunalen Ehrenamt eine sehr hohe
Bedeutung bei. Das Engagement kommunaler Mandatsträgerinnen und
Mandatsträger ist ein unverzichtbarer Bestandteil der demokratischen
Selbstverwaltung und stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt vor
Ort. Die Bereitschaft, in Städten und Gemeinden Verantwortung zu
übernehmen, ist mit erheblichem persönlichem Einsatz verbunden und
verdient besondere Anerkennung. Vor diesem Hintergrund ist es der
Landesregierung ein wichtiges Anliegen, die hierfür maßgeblichen
rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen verlässlich und
transparent zu gestalten.

Die im Zusammenhang mit der umsatzsteuerrechtlichen Einordnung
kommunaler Mandatsträger stehenden Fragestellungen beruhen auf
einer geänderten bundesrechtlichen Rechtslage. Es handelt sich hierbei
nicht um eine landesrechtliche Initiative oder eine gesonderte
verwaltungsseitige Maßnahme des Landes Nordrhein-Westfalen,
sondern um die Anwendung des geltenden Umsatzsteuerrechts durch die
Finanzverwaltung. Die Finanzämter setzen die bundesrechtlichen
Vorgaben einheitlich um. Für individuelle Rückfragen oder
Klärungsbedarfe stehen den kommunalen Mandatsträgerinnen und
Mandatsträgern die Ehrenamtsstellen der Finanzämter als
Ansprechpartner unterstützend zur Verfügung.
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Nordrhein-Westfalen stellt im Besteuerungsverfahren eine vollständige
Transparenz zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und der
Finanzverwaltung sicher. Dazu gehört auch, dass die für die
Kommunikation mit der Finanzverwaltung erforderlichen
Zuordnungskriterien für die Beteiligten jederzeit aktuell und eindeutig
sind. Wenn sich also beispielsweise die Lebensumstände der
Bürgerinnen und Bürger ändern, kann dies auch organisatorische
Änderungen in der Finanzverwaltung nach sich ziehen. Dabei ist die
Vergabe bestimmter Kategorien von Steuernummern für ein schnelles,
bürokratiearmes und sparsames Handeln der Finanzverwaltung sowie
die Aufrechterhaltung der Kommunikation mit den Betroffenen
erforderlich.

Die Aufnahme der Tätigkeit neu gewählter kommunaler Mandatsträger,
beispielsweise als Berater, Aufsichtsrats- oder Beiratsmitglied, bedeutet
spiegelbildlich im Umsatzsteuerrecht, dass daraus bezogene
Vergütungen regelmäßig zur Annahme einer Unternehmereigenschaft
des Mandatsträgers führen. Selbst wenn die Übernahme solcher
Mandate primär der aktiven Mitgestaltung der eigenen Stadt oder
Gemeinde dient, begründet dies umsatzsteuerlich den
Unternehmerstatus. Eine Gewinnerzielungsabsicht ist nicht erforderlich;
auch weitere Beweggründe oder angestrebte Zwecke sind für die
Qualifizierung als umsatzsteuerrechtlicher Unternehmer unerheblich.

Werden Personen erstmalig unternehmerisch tätig, wird ihnen durch das
Finanzamt aus organisatorischen Gründen eine Steuernummer der
Kategorie „Unternehmer" vergeben. Diese ist Voraussetzung dafür, dass
sie die in B2B-Geschäften wichtige, in Deutschland zentral vergebene
Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer (USt-ldNr.) erhalten können.

Werden kommunale Mandatsträger durch ihre Tätigkeit in diesem Sinne
erstmalig unternehmerisch tätig, wird auch ihnen durch das Finanzamt
eine Steuernummer der Kategorie „Unternehmer" vergeben. Durch die
Mitteilung dieser geänderten Steuernummer ist sichergestellt, dass die
Kommunikation mit der Finanzverwaltung weiterhin reibungslos erfolgen
kann.

Zum besseren Verständnis erläutert die Mitteilung des Finanzamts auch
die Gründe für die Vergabe der neuen Steuernummer. Dabei kommt zum
Ausdruck, dass das Finanzamt zugunsten der kommunalen
Mandatsträger die ab 1. Januar 2025 geltende, großzügigere
Kleinunternehmerregelung anwendet. Schließlich enthält die Mitteilung
eine umfassende Erläuterung der Kleinunternehmereigenschaft. Auch für
neu gewählte kommunale Mandatsträger ist danach klar, dass sich für sie
aus der Kleinunternehmerregelung keine zusätzlichen bürokratischen
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Pflichten ergeben; insbesondere müssen sie keine
Umsatzsteuererklärungen an das Finanzamt übermitteln.

Die umfassende Information des Finanzamts erfolgt auch aus dem
Grund, dass bestimmte begünstigende Wahlmöglichkeiten - in
Abhängigkeit von der Art der ausgeübten Tätigkeit - im Zusammenhang
mit der Kleinunternehmerregelung rechtzeitig wahrgenommen werden
können.

Im Ergebnis werden neu gewählte kommunale Mandatsträger über die
Vergabe der neuen Steuernummer in gleicher Weise informiert wie
andere Personen, die erstmals eine unternehmerische Tätigkeit
aufnehmen.
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